
unterschiedlichste Berechnungsmodelle herum. Einmal wird 
davon ausgegangen, daß sich die Mieten auf das Doppelte erhö­
hen, daß die Energiepreise voll in den Warenkorb des Werktäti­
gen eingehen etc.

(Zuruf: Das ist doch richtig!)

Wir haben in der politischen Erklärung am letzten Mittwoch 
formuliert, wenn Sie die hoffentlich zur Kenntnis genommen ha­
ben als Erklärung beider Regierungen, daß weder im Mietbe­
reich noch im Bereich der leitungsgebundenen Energie noch im 
Bereich der Tarife es eine Veränderung geben wird, und damit 
sind diese Warenkorbberechnungen unzutreffend.

(Zuruf: Das ist Marktwirtschaft, wie man sie nicht machen darf.
- Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Herr Weiß, gehen Sie doch ans Mikrofon, damit das Volk Sie 
verstehen kann. Ich bitte Sie, Sie werden mir doch recht geben, 
daß wir den Übergang von der Planwirtschaft zur Marx-Wirt­
schaft

(Heiterkeit)

sozial abfedern wollen. Das wollen wir, und deshalb werden wir 
in bestimmten Bereichen natürlich auch noch Subventionen für 
eine gewisse Zeit erhalten müssen. Das ist doch wohl ganz 
selbstverständlich, oder haben Sie etwas anderes gefordert? Na­
türlich muß man dann auch so fair sein und diese Dinge bei ei­
nem sogenannten Teuerungsausgleich mit anrechnen. Das ist 
eigentlich eine Logik, wo 1 + 1 = 2 wird.

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Herr Krause, gestatten Sie eine Zwischenfrage?

(Staatssekretär Dr. Krause: Ja.)

Weiß (Bündnis 90/Grüne):

Ich wollte nur darauf aufmerksam machen, daß es sich bei den 
Ausführungen ganz offenbar um CDU-Planwirtschaft handelt, 
aber Sie haben eben schon gesagt, es ist Marx-Wirtschaft.

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Krause:

Also um Murkswirtschaft zur sozialen Marktwirtschaft abfe­
dern zu können, müssen wir, ich denke, da sind wir uns einig, 
Kompromisse eingehen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA und SPD)

Das war bisher der breite Konsens überhaupt. Ich verstehe gar 
nicht, warum Bündnis 90 eine freie Marktwirtschaft fordert, oh­
ne den sozialen Aspekt für unsere Bevölkerung zu berücksichti­
gen. Das ist mir völlig unklar

(Beifall)

Zwischenfrage eines Abgeordneten:

Herr Krause, gestatten Sie eine Zwischenfrage. Herr Krause, 
die Zahlen, die Sie angegeben haben, sind'identisch mit denen, 
die uns zugearbeitet wurden, und die drücken sich in Prozenten 
wie folgt aus. Und ich möchte Sie bitten, daß Sie das bestätigen, 
damit der Bürger, der ...

(Zurufe: Eine Frage!) 

eine Einordnung in seinem Verständnis findet.

Der Saldo Export-Import beträgt rund 4 Prozent. Das ist eine 
Größenordnung, die zwar bedenklich, aber nicht katastrophal 
für ein Industrieland ist.

(Erneute Zurufe: Frage! Frage!)

Ich möchte Sie bitten, das zu bestätigen. Ich habe die gleichen 
Zahlen wie Sie im Haushaltsausschuß.

Zweitens, die gesamten Defizite und Stützungsmaßnahmen 
betragen genau 1 Prozent des Volkswirtschaftsplanes. Ich sage 
noch einmal des Volkswirtschaftsplanes, weil wir noch keinen 
anderen haben.

(Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner: Ich wür­
de Sie bitten, eine Frage zu formulieren.)

Und ist das auch innerhalb der Hochrechnungen von ungefähr 
11 Monaten aufzuholen, so daß wir dann schuldenfrei sind? Ist 
das richtig? So haben mir das Ihre Experten zugearbeitet.

Sind die Zahlen so richtig und umgerechnet? 

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Krause:

Die Zahlen, die ich genannt habe, sind richtig. Was bei Ihren 
Zahlen noch nicht im Ansatz gebracht worden ist, sind die seit 
20 Jahren maßgeblich vernachlässigten Investitionen. Sie haben 
recht, daß im Verhältnis zu anderen westlichen Ländern sich das 
Verhältnis relativ gut ansieht; Sie dürfen aber nicht vergessen, 
daß wir in der DDR leider aus den Gewinnen in der Regel in den 
Betrieben nicht investiert haben, und ich habe die Zahl 175 Mil­
liarden Mark zur Aufrechterhaltung der Produktion genannt. 
Dort sind die Gewinne eigentlich reingeflossen. Wir haben eine 
Industrie gestützt, die schon lange nicht mehr wettbewerbsfähig 
war, und das ist die eigentliche Tragik im Verhältnis zum freien 
Wettbewerb. Das müssen wir in Ansatz bringen.

(Beifall, vor allem bei CDU/DA)

Stellvertreterin der Präsidentin Dr. Niederkirchner:

Herr Krause, gestatten Sie eine Frage von Herrn Böhme? 

Böhme (SPD):

Herr Dr. Krause, verzeihen Sie, ich möchte den Vorwurf an 
Bündnis 90 aufgreifen. Ist Ihnen bekannt, daß die Vertreter vom 
heutigen Bündnis 90 lange vor der Wende bereits eine soziale 
Marktwirtschaft gefordert haben, als Ihre Partei noch lange 
nicht daran dachte?

(Beifall, vor allem beim Bündnis 90/Grüne) 

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Krause:

Herr Böhme! Ich glaube, es wird Sie jetzt verwundern, aber ich 
muß Sie darauf hinweisen, daß wir bereits seit 1986 in Papieren die 
soziale Marktwirtschaft vorgeschlagen haben, aber natürlich ge­
gen die staatsführende Partei in dieser Frage keine Chance hat­
ten, etwas durchzusetzen. Ich habe selbst mit daran gearbeitet.

Aus der alten Rentenungerechtigkeit der DDR stehen prinzt—- 
pielle Defekte im Vergleich zur Rentenversicherung der Bun­
desrepublik Deutschland zur Beseitigung an. Was ist es für eine 
himmelschreiende soziale Ungerechtigkeit des kommunisti­
schen Systems gewesen, das die Mindestrente auf 330 Mark ohne 
Inflationsausgleich in den letzten Jahren - denn die 30 Mark wa­
ren kein Inflationsausgleich - und die Sozialhilfe auf 300 Mark 
der DDR festlegte. Trotz hochsubventionierter Waren, Dienstlei­
stungen, Mieten und Tarife war dies aus unserer Sicht eine Sün­
de gegen die Menschlichkeit.

(Beifall vor allem bei der Koalition)

Meine Verhandlungsführung hatte das Ziel, eine derartige so­
ziale Ungerechtigkeit ein für allemal zu beseitigen. Neben der 
allgemeinen Festschreibung der Mieten - ich erwähnte das -, Ta­
rife sowie leitungsgebundenen Energiepreise für den privaten 
Haushalt und die Kopplung möglicher Miet- und Tariferhöhung 
an die k ü n f t i g e n  Einkommen- und Rentensteigerungen wer­
den wir zum Ausgleich für die Bezieher niedriger Renten - wie 
übrigens auch für Studenten - automatisch entsprechende Aus­
gleichszahlungen anstreben. Ich muß an dieser Stelle sagen, daß 
die Verhandlungsgegenstände hier noch an einigen Stellen strit­
tig sind, daß aber das Ergebnis der Verhandlungen an unseren 
Zielstellungen keinen Abstrich machen wird. Automatisch des­
halb, damit die Menschen den unwürdigen Gang zum staatli-
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